
Deshalb ist es notwendig, recht deutlich auf die 
Konsequenzen hinzuweisen, die das Urteil des Bun­
desgerichtshofs nach sich ziehen muß.

Der falsche Inlandsbegriff des Bundesgerichtshofs 
würde z. B. jede Verweisung eines Rechtsstreits zwi­
schen den Gerichten Westdeutschlands und der Deut­
schen Demokratischen Republik ausschließen. Bedau­
erlicherweise hat auch das Oberlandesgericht Olden­
burg mit Beschluß vom 6. Januar 1953 (NJW 1953 
S. 425) die Verweisung von Ehesachen unter Berufung 
auf die Entscheidung des Bundesgerichtshofs für un­
zulässig erklärt. Die Entscheidung des Bundesgerichts­
hofs würde weiterhin bedeuten, daß die Ehescheidungs­
urteile, die in der Deutschen Demokratischen Republik 
ergehen, in Westdeutschland als ausländische Urteile 
zu behandeln wären und der besonderen Anerken­
nung bedürften (§ 24 der 4. DurchfVO zum Ehegesetz 
vom 25. Oktober 1941, RGBl. S. 654). Diese Praxis 
hätte zur weiteren Folge, daß eine Ehescheidung in­
nerhalb Deutschlands möglicherweise nur in einem 
Teile Deutschlands Geltung hätte, so daß die kom­
pliziertesten familienrechtlichen Verwicklungen ein- 
treten müßten. Die Entscheidung des Bundesgerichts­
hofs würde weiterhin jede Rechtshilfe zwischen den 
Gerichten Westdeutschlands und denen der Deutschen 
Demokratischen Republik unmöglich machen. Alle 
diese Auswirkungen müßten in der weiteren Entwick­
lung zu einer ständig sich vertiefenden Trennung des 
Personenstandswesens führen. Das alles haben die 
Richter des Bundesgerichtshofs sehr wohl überlegt. 
Die Entscheidung vom 25. September 1952 sollte zu 
dieser Entwicklung den Auftakt geben. Deshalb gilt es 
mit aller Entschiedenheit, einer solchen beabsichtigten 
Auflösung der Rechtseinheit Deutschlands geschlossen 
enge genzuwirken.

Dies ist umso leichter möglich, als die Gründe der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs keiner Über­
prüfung standhalten.

Die Spaltung des Inlandbegriffes in einen staats­
rechtlichen und in einen solchen der Zivilprozeßord­
nung und der Vergleich des letzteren mit dem „Zoll­
inland“ ist mit aller Entschiedenheit zurückzuweisen. 
Keine Bestimmung der Zivilprozeßordnung kennt den 
Begriff des „Prozeßinlandes“, wohl aber kennt selbst 
das Bonner Grundgesetz Bestimmungen, aus denen 
sich klar ergibt, daß die jetzige Spaltung Deutschlands 
nur eine vorübergehende sein kann und eines Tages 
beseitigt sein wird. In Art. 146 des Grundgesetzes 
heißt es z. B., daß das Grundgesetz seine Gültigkeit 
an dem Tage verliert, an dem eine Verfassung in 
Kraft tritt, „die von dem Deutschen Volk in freier 
Entscheidung beschlossen worden ist“, und Art. 116 
des Grundgesetzes kennt nur eine „deutsche Staats­
angehörigkeit“.

Eine Tatsache wird vom Bundesgerichtshof geflis­
sentlich übersehen: daß es nämlich unter der Geltung 
der Zivilprozeßordnung von 1877 Zeiten gab, da die 
Rechtseinheit in Deutschland in viel größerem Um­
fang fehlte, als es heute der Fall ist. Das Bürgerliche 
Gesetzbuch ist nämlich erst am 1. Januar 1900 in Kraft 
getreten. Bis dahin war das gesamte materielle Ehe­
recht Landesrecht und wies nicht unerhebliche Unter­
schiede auf. Das hinderte den Gesetzgeber aber nicht, 
im Jahre 1878 ein einheitliches Prozeßrecht einzu­
führen.

Und welche Rechtsunterschiede bestehen heute? An 
Stelle der Landgerichte entscheiden die Kreisgerichte. 
Bedeutet die Ablehnung der Kreisgerichte durch den 
Bundesgerichtshof und damit die Ablehnung der 
Mitwirkung der Schöffen in Ehesachen nicht gerade ein 
Stück Kampf gegen die Demokratie in der Recht­
sprechung? Die Feststellung westdeutscher Gerichte,

daß „mit der Rechtsprechung in Ehesachen in der 
Deutschen Demokratischen Republik bisher keine 
schlechten Erfahrungen gemacht worden sind“, ist jetzt 
von besonderer Bedeutung; gehört es doch augenblick­
lich zu den Aufgaben aller Gerichte in Deutschland, 
durch die Rechtsprechung ein neues, fortschrittliches 
Familienrecht zu entwickeln, nachdem in allen Ge­
bieten Deutschlands diejenigen Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches außer Kraft getreten sind, 
die der Gleichberechtigung von Mann und Frau ent­
gegenstehen.

In der Entscheidung des Bundesgerichtshofs heißt es 
am Ende:

„... so soll in Ehesachen durch § 606 Abs. 1 Satz 2 
ZPO dem Rechtsuchenden, der im Bundesgebiet 
wohnt, die Möglichkeit eröffnet werden, sein 
Recht bei der für ihn selbst geltenden Gerichts­
barkeit zu suchen, und soll ihn der Schwierigkeit 
entheben, vor einem Gericht mit anderer Ge­
richtsverfassung und Erschwerung der Vertretung 
seiner Belange klagen zu müssen“.

Auch hierin steckt wieder ein Stück Täuschung: „für 
ihn selbst geltende Gerichtsbarkeit...“. Das ist eben 
das nach § 606 ZPO zuständige deutsche Gericht. Eine 
andere Zuständigkeit zu beweisen, ist dem Bundesge­
richtshof nicht gelungen. Mit Recht heißt es in dem 
Urteil des Landgerichts Lüneburg:

„Man kann also aus der bereits erfolgten prozes­
sualen Änderung in der Sowjetzone nicht den 
Schluß ziehen, daß durch sie das Recht im allge­
meinen und die Rechtsordnung der Bundesre­
publik sowie die Grundrechte ihrer Bürger im 
besonderen verletzt oder auch nur gefährdet 
würden.“

Deshalb ist die Betrachtung des Landgerichts Lüne­
burg im Beschluß vom 28. Juli 1953 von grundsätzlicher 
Bedeutung, daß es sich eigentlich um eine politische 
Entscheidung handelt. Das Landgericht führt aus:

„Im Augenblick herrscht bei der überwiegenden 
Mehrheit des gesamten deutschen Volkes das 
Streben, die politische Einheit Deutschlands 
wiederherzustellen. Diese Einigungsbestrebungen 
würden aber nicht nur nicht gefördert, sondern 
eher gehindert, wenn gerade jetzt prozessuale 
Unterschiede hervorgehoben würden."

Es geht um die Frage: Soll die Zivilprozeßordnung 
als ein Instrument zur Spaltung Deutschlands benutzt 
werden oder nicht? Jede Rechtsentscheidung ist eine 
politische Handlung. Der Bundesgerichtshof entschei­
det sich für die Spaltung Deutschlands. Er setzt auf 
die Karte der Imperialisten und des Krieges. In der 
Note der Sowjetregierung an die drei Westmächte 
zur deutschen Frage vom 15. August 1953 heißt es:

„Aus alledem ist ersichtlich, daß die Frage der 
Wiederherstellung der nationalen Einheit eines 
demokratischen Deutschlands für das deutsche 
Volk die Hauptfrage war und bleibt.“

Deshalb verstößt jede Maßnahme gegen die natio­
nalen Interessen Deutschlands, die diese Wiederher­
stellung der Einheit Deutschlands erschwert. Dies gilt 
auch für jede gerichtliche Entscheidung. Für alle 
patriotischen Richter gilt es deshalb, gegen die weitere 
Spaltung der deutschen Gerichtsbarkeit Front zu 
machen und die gemeinsame Arbeit aller deutschen 
Gerichte an der Schaffung eines neuen, fortschritt­
lichen Familienrechts aufzunehmen. Nicht der Bundes­
gerichtshof entscheidet über die Rechtseinheit Deutsch­
lands, sondern das deutsche Volk.

Dr. Werner A r t z t ,  
Hauptabteilungsleiter im Ministerium der Justiz

„Die grundlegenden Ziele des Potsdamer Abkommens — die Schaffung eines 
friedliebenden und demokratischen Deutschlands zu fördern — sind nach wie vor 
Ausdruck der Interessen aller europäischen Völker, darunter auch des deutschen 
Volkes, und müssen durch Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland gewähr­
leistet werden."
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Aus der Note der Sowjetregierung vom 15. August 1953


